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EVANGELISCHE LANDESKIRCHE
IN WORTTEMBERG




Genehmigung des Haushaltsplans und Festsetzung der
Kirchensteuerzuweisung durch den Kirchenbezirksausschuss


	Jahr:
	     


Der Beschluss des Kirchengemeinderats über den Haushaltsplan der Kirchengemeinde wird nach Maßgabe der Verteilgrundsätze und der darauf beruhenden Regelungen genehmigt. 
	Die Kirchensteuerzuweisung zum Ausgleich des Haushaltsplans wird wie beantragt festgesetzt auf
	     
	€


oder

	Die Kirchensteuerzuweisung konnte nicht in der beantragten Höhe bewilligt werden. Sie wird auf
	     
	€ festgesetzt.


	Zum Ausgleich des Haushaltsplans sind folgende Auflagen zu erfüllen:

     


Im Rahmen der Genehmigung des Haushaltsplans ergehen nach § 69 Abs. 2 HHO weitere folgende Auflagen, die erwarten lassen, dass künftig die vorgeschrie​bene Substanzerhaltungsrücklage gebildet werden kann:

 FORMCHECKBOX 

Erstellung eines Immobilienkonzeptes

 FORMCHECKBOX 

Durchführung anderer geeigneter Maßnahmen

	     


Unter der Voraussetzung, dass der Kirchengemeinderat diesen Auflagen folgt, gilt der Haushaltsplan gemäß § 43 Abs. 3 KGO nach Maßgabe der Verteilgrund​sätze und der darauf beruhenden Regelungen als genehmigt.

Wenn der Kirchengemeinderat eine andere Finanzierung aufgrund des Ertragausfalls wegen der gekürzten Kirchensteuerzuweisung beschließt, wird um baldige Vorlage des Beschlusses gebeten.

Beschlüsse des Kirchengemeinderats über Zuführungen zu Rücklagen anlässlich des Rechnungsabschlusses gelten als genehmigt, wenn sie nicht im Wider​spruch zu den Bestimmungen über die Kirchensteuerzuweisungen stehen.
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Evang. Dekanatamt (Name hier eintragen), (Anschrift hier eintragen), Widerspruch erhoben werden. Die Frist wird auch durch rechtzeitige Einlegung beim Evang. Oberkirchenrat, Gänsheidestr. 2 - 6, 70184 Stuttgart, gewahrt.
	     
	
	

	Datum
	
	Vorsitzende/r des Kirchenbezirksausschusses


Auflegung des Haushaltsplans

	Der Haushaltsplan war vom
	     
	bis
	     
	zur Einsichtnahme durch die Gemeindeglieder aufgelegt (§ 43 Abs. 4 KGO).


	     
	
	

	Datum
	
	Unterschrift
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